
des Rates vom 10. November 1992 zur Koordinierung der Rechts-
und Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (Lebensversi-
cherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 79/267 und 90/619
(Dritte Richtlinie Lebensversicherung) stehen nationalen Rechtsvor-
schriften nicht entgegen, aufgrund deren im Fall des Konkurses, der
Liquidation oder einer ähnlichen Lage der Zahlungsunfähigkeit eines
Versicherungsunternehmens die Vermögenswerte zur Deckung der
versicherungstechnischen Rückstellungen zur Begleichung der Lohnfor-
derungen vor der Begleichung der Versicherungsforderungen verwendet
werden können, sofern diese Rechtsvorschriften den letztgenannten
Forderungen ein Vorrecht zuerkennen, dessen Bemessungsgrundlage
auf jeden Fall außer den Vermögenswerten zur Deckung der versiche-
rungstechnischen Rückstellungen andere Vermögenswerte des Unter-
nehmens umfasst und aufgrund einer ministeriellen Entscheidung auf
die gesamten verfügbaren Vermögenswerte des Unternehmens ausge-
dehnt worden sein kann.

(1) ABl. C 70 vom 22.3.2003.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Fünfte Kammer)

vom 9. September 2004

in der Rechtssache C-81/03: Kommission der Europäischen
Gemeinschaften gegen Republik Österreich (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Artikel 43 EG
und 49 EG — Arztähnliche Berufe — Freiberufliche

Ausübung)

(2004/C 273/14)

(Verfahrenssprache: Deutsch)

(Vorläufige Übersetzung: die endgültige Übersetzung erscheint in der
Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes)

In der Rechtssache C-81/03 betreffend eine Vertragsverlet-
zungsklage nach Artikel 226 EG, beim Gerichtshof eingereicht
am 21. Februar 2003, Kommission der Europäischen Gemein-
schaften (Bevollmächtigte: C. Schmidt und M. Patakia) gegen
Republik Österreich (Bevollmächtigter: E. Riedl), hat der
Gerichtshof (Fünfte Kammer) unter Mitwirkung des Kammer-
präsidenten C. Gulmann, des Richters S. von Bahr und der
Richterin R. Silva de Lapuerta (Berichterstatterin) — Generalan-
walt: M. Poiares Maduro; Kanzler: R. Grass — am 9. September
2004 ein Urteil mit folgendem Tenor erlassen:

1. Die Republik Österreich hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen
aus den Artikeln 43 EG und 49 EG verstoßen, dass sie die freibe-
rufliche Ausübung bestimmter medizinisch technischer Berufe
(medizinisch technischer Laboratoriumsdienst, radiologisch tech-
nischer Dienst und orthoptischer Dienst) nach § 7a des Bundesge-
setzes über die gehobenen medizinisch technischen Dienste unter-
sagt.

2. Die Republik Österreich trägt die Kosten.

(1) ABl. C 101 vom 26.4.2003.

URTEIL DES GERICHTSHOFES

(Zweite Kammer)

vom 14. September 2004

in der Rechtssache C-168/03: Kommission der Europä-
ischen Gemeinschaften gegen Königreich Spanien (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinien
89/655/EWG und 95/63/EG — Mangelhafte Umsetzung —

Zusätzlicher Anpassungszeitraum)

(2004/C 273/15)

(Verfahrenssprache: Spanisch)

(Vorläufige Übersetzung: die endgültige Übersetzung erscheint in der
Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes)

In der Rechtssache C-168/03 betreffend eine Vertragsverlet-
zungsklage nach Artikel 226 EG, eingereicht am 11. April
2003, Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Bevoll-
mächtigte: I. Martínez del Peral) gegen Königreich Spanien
(Bevollmächtigte: L. Fragua Gadea), hat der Gerichtshof (Zweite
Kammer) unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten C. W. A.
Timmermans sowie der Richter J. N. Cunha Rodrigues,
J.-P. Puissochet und R. Schintgen und der Richterin N. Colneric
(Berichterstatterin) — Generalanwältin: C. Stix-Hackl; Kanzler:
R. Grass — am 14. September 2004 ein Urteil mit folgendem
Tenor erlassen:

1. Das Königreich Spanien hat gegen seine Verpflichtungen aus
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 89/655/EWG des
Rates vom 30. November 1989 über Mindestvorschriften für
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Benutzung von Arbeitsmit-
teln durch Arbeitnehmer bei der Arbeit (Zweite Einzelrichtlinie im
Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) in
der durch die Richtlinie 95/63/EG des Rates vom 5. Dezember
1995 geänderten Fassung verstoßen, indem es in Absatz 1 der
einzigen Übergangsvorschrift des Königlichen Dekrets
Nr. 1215/1997 vom 18. Juli 1997 zur Festlegung von Mindest-
vorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Benutzung
von Arbeitsmitteln durch Arbeitnehmer einen zusätzlichen Anpas-
sungszeitraum für die Arbeitsmittel vorgesehen hat, die den
Arbeitnehmern schon vor dem 27. August 1997 im Unternehmen
bzw. Betrieb zur Verfügung standen.

2. Das Königreich Spanien trägt die Kosten des Verfahrens.

(1) ABl. C 135 vom 7.6.2003.
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